
§ 300 

§ 300 wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 wird folgender Satz eingefügt:   

„Die Weiterleitung von Verordnungsblättern und elektronischen Verordnungssätzen sowie die 

Übermittlung der zugehörigen Abrechnungsdaten können für Verordnungsblätter und elektronische 

Verordnungen getrennt vorgenommen werden.“ 

b) Absatz 2 Satz 1 und 2 werden wie folgt geändert: 

„(2) Die Apotheken und weitere Anbieter von Leistungen nach § 31 können zur Erfüllung ihrer 

Verpflichtungen nach Absatz 1 Dritte, wie z.B. Rechenzentren oder Anbieter von Softwarelösungen, in 

Anspruch nehmen; die Anbieter von Leistungen nach dem vorstehenden Halbsatz haben vereinnahmte 

Gelder, soweit diese zur Weiterleitung an Dritte bestimmt sind, unverzüglich auf ein offenes 

Treuhandkonto zugunsten des Dritten einzuzahlen. Im Rahmen der Abrechnung beauftragte Dritte 

dürfen die ihnen nach Satz 1 erster Halbsatz übermittelten Daten für im Sozialgesetzbuch bestimmte 

Zwecke und nur in einer auf diese Zwecke ausgerichteten Weise verarbeiten, soweit sie dazu von einer 

berechtigten Stelle beauftragt worden sind; anonymisierte Daten dürfen auch für andere Zwecke 

verarbeitet werden.“ 

c) In Absatz 3 Nr. 3 Satz 1 Nr. 2 wird am Ende eingefügt 

„und spätestens zum … auch die Möglichkeit der täglichen Abrechnung, u.a. im Wege der digitalen 

Patientenrechnung gemäß § 359a Abs. 7“ 

 

d) in Absatz 3 S. 1 SGB V wird am Ende eingefügt: 

 6.     die Voraussetzungen, unter denen ein ersetzendes Scannen der ärztlichen Verordnung im 

Rahmen der Abrechnung, u.a. zum Zwecke der digitalen Patientenrechnung gemäß § 359a SGB V, 

zulässig ist. 

 

e) In Absatz 3 wird folgender Satz 2 eingefügt 

„Die Vereinbarung gemäß Satz 1 darf das Recht des Leistungserbringers zur Direktabrechnung nicht 

beschränken.“ 

 

§ 302  

§ 302 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Sätze 2 bis 4 werden wie folgt geändert:  

„Die Leistungserbringer nach Absatz 1 können zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen Dritte, wie z.B. 

Rechenzentren oder Anbieter von Softwarelösungen, in Anspruch nehmen. Dritte nach Satz 2 dürfen 

die ihnen hierzu übermittelten Daten für im Sozialgesetzbuch bestimmte Zwecke und nur in einer auf 

diese Zwecke ausgerichteten Weise verarbeiten, soweit sie dazu von einer berechtigten Stelle 

beauftragt worden sind; anonymisierte Daten dürfen auch für andere Zwecke verarbeitet werden. 

Dritte nach Satz 2 dürfen die Daten nach Absatz 1 den Kassenärztlichen Vereinigungen übermitteln, 

soweit diese Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 73 Absatz 8 und § 84 erforderlich sind.“ 

  



b) In Absatz 2 wird folgender Satz 7 eingefügt:  

„Die Richtlinien gemäß Satz 1 dürfen das Recht des Leistungserbringers zur Direktabrechnung nicht 

beschränken.“ 

 

§ 359a 

§ 359a wird wie folgt geändert: 

…. 

b) Die Absätze 1 bis 3 werden durch die folgenden Absätze 1 bis 3 ersetzt:  

(1) „ Sobald die für die Anwendung nach § 334 Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 erforderlichen Dienste und 

Komponenten in der Telematikinfrastruktur zur Verfügung stehen, können die Leistungserbringer und 

Stellen nach Absatz 2 medizinische oder sonstige Leistungen, die nicht dem Sachleistungsprinzip 

unterliegen, in elektronischer Form abrechnen (Digitale Patientenrechnung) und diese Rechnungsdaten 

mit Einwilligung des Versicherten unter Nutzung der Dienste und Komponenten der Anwendung nach § 

334 Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 für Abrechnungszwecke verarbeiten. § 360 Absatz 13 bleibt unberührt.  

(2) Auf Daten der Versicherten in der Digitalen Patientenrechnung nach Absatz 1 Satz 1 dürfen mit 

Einwilligung des Versicherten zu Abrechnungszwecken ausschließlich die folgenden Personen 

zugreifen: 

1. Ärzte sowie Personen, die als deren berufsmäßige Gehilfen oder zur Vorbereitung auf den Beruf bei 

Ärzten tätig sind,  

2. Zahnärzte sowie Personen, die als berufsmäßige Gehilfen oder zur Vorbereitung auf den Beruf bei 

Zahnärzten tätig sind,  

3. Apotheker sowie Personen, die zum pharmazeutischen Personal der Apotheke gehören,  

4. Heil- und Hilfsmittelerbringer,  

5. Verrechnungsstellen und sonstige Dritte, soweit sie im Auftrag der Leistungserbringer gemäß den 

Nummern 1 bis 3 Leistungen bei der Abrechnung erbringen oder soweit sie aufgrund von diesen 

Leistungserbringern abgeleiteter Forderungsinhaberschaft tätig werden sowie  

6. zuständige Kostenträger.  

… 

d) Nach Absatz 6 werden die folgenden Absätze 7 und 8 eingefügt:  

„(7) Sobald die für die Anwendung nach § 334 Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 erforderlichen Dienste und 

Komponenten in der Telematikinfrastruktur zur Verfügung stehen, können die Leistungserbringer und 

Stellen nach Absatz 2 medizinische oder sonstige Leistungen, die dem Sachleistungsprinzip 

unterliegen, in elektronischer Form abrechnen (Digitale Patientenrechnung) und diese Rechnungsdaten 

unter Nutzung der Dienste und Komponenten der Anwendung nach § 334 Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 

für Abrechnungszwecke verarbeiten. § 360 Absatz 13 bleibt unberührt. Der Zugriff auf die Daten zu 

Abrechnungszwecken gemäß Absatz 2 ist in diesem Fall auch ohne die Einwilligung des Versicherten 

möglich.  

(8) Die Krankenkassen haben ab dem [Datum des letzten Tages des zwölften auf die Verkündung 

folgenden Kalendermonats] die notwendigen Dienste für die Direktabrechnung zwischen Apotheken und 

Krankenkassen unter Nutzung der Digitalen Patientenrechnung gemäß Absatz 7 zur Verfügung zu 

stellen. Für Apotheken ist die Nutzung der Direktabrechnung freiwillig. § 300 und §302 bleiben 

unberührt.“ 


